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Sozial, gerecht und ökologisch
■ GRÜNE Haushaltspolitik: Zukunftsfähig ins neue Jahrtausend

In der Ratssitzung am 19. Juni
wurden die pol itischen Wei-
chen für die nä chsten zwei
Jahre gestellt: Der Doppel-
haushalt 2000/2001 ist ver-
abschiedet.

„Café Wuppertal“
■ Grüner Projektvorschlag umgesetzt
Für alle, die sich vor Jahren
schon ma l aus Sol idarität a m
Nicarag ua-Kaffee den Magen
verdorben haben, eine gute
Botschaft:

genommen und kamen zu dem ge-
schmacklichen und politischen Urteil:
„Sehr gut, den Kaffee können wir als
Kennerinnen nur weiterempfehlen“.
1998 verwüstete der Hurrikan Mitch
weite Teile Nicaraguas. Für die GRÜ-
NEN war klar, dass Wuppertal auf-
grund seiner Städtepar tnerschaft zu
Matagalpa in besonderer Verantwor-
tung steht.
Daraufhin stellte die damalige GRÜ-
NE OB-Kandidatin und Fraktionsspre-

cherin Petra Scholl im Dezember 1998
den Antrag an den Rat der Stadt, das
Projekt „Wupper-Kaffee aus Matagal-
pa“ zu beschließen. Er wurde von al-
len Fraktionen befürwortet und findet
nun mit Unterstützung des Freundes-
kreises Matagalpa seine Umsetzung.
Das Kaffee-Projekt soll neben der So-
forthilfe aus Wuppertal langfristige Hil-
fe für Matagalpa leisten und gleichzei-
tig ein Beitrag zur Lokalen Agenda 21
sein.

Ab sofort ist fair gehandelter Kaffee aus
Matagalpa in Wuppertal erhältlich.
Die Mi tarbeiterinnen der GRÜNEN
Fraktion haben einen Test vor Ort vor-

Die GRÜNEN in Wuppertal machen
Politik im Sinne der Lokalen Agenda
21. Das heißt, dass für uns ein gleich-
berechtigtes und soziales Miteinander
und eine ökologische Politik im Mittel-
punkt steht.
Im Rat der Stadt haben wir uns dafür
eingesetzt, dass der knappe finanziel-
le Spielraum im Sinne der Nachhaltig-
keit genutzt wird.
Bis dahin waren übrigens alle Projek-
te, die von GRÜNEN in den vergange-
nen Jahren angestoßen wurden, auch
im Verwaltungshaushalt eingestellt.
Der Verwaltungsentwurf zeigte viele
gute Ansätze für eine konsequente
Haushaltspolitik. Die Vorgaben für die
nächsten zwei Jahre waren klar formu-
liert: ein ehrgeiziger Sparkurs, aber
trotzdem ein qualitativ hochwertiges
Angebot für die BürgerInnen. Bis zum
Jahr 2002 soll ein strukturell ausgegli-
chener Verwaltungshaushalt erreicht
werden.
Die Fraktion hat es in ihren Anträgen
geschafft, im sozialen Bereich zumin-
dest den Bestand von Initiativen zu si-
chern, teilweise sogar  auszubauen.
Wichtig ist für GRÜNE auch die Absi-
cherung der Wuppertaler Frauenpro-
jekte. Wir setzten uns dafür ein, dass
alle Projekte weiterbestehen können
und die Mittel an die wahren Bedürf-
nisse angepasst werden.
GRÜNE haben sich dafür stark ge-
macht, dass die Rücklagen der Eltern-
initiativen weiterhin den Kindern zur
Verfügung gestellt werden und nicht
zurückbezahlt werden müssen. Außer-
dem forderten wir, dass Kinderspiel-
plätze ausgebaut und grundüberholt
werden und an einigen Stellen neue
Spielmöglichkeiten für Kinder, auch im
Innenstadtbereich, geschaffen werden.
Jugendliche müssen ihre demokrati-
schen Rechte auch in konkrete Politik
umsetzen können. Deshalb haben
GRÜNE sich für die Einrichtung von
Bezirksjugendräten e ingesetzt. Uns
ging es darum, die Verantwortung auch
in Zukunft zu übernehmen und Mittel
bereitzustellen, damit Jugendliche ihre
VertreterInnen wählen können und sich
sinnvoll in die politische Arbeit einbrin-
gen können.
Um Wuppertal  zu einer Agenda 21-
Stadt werden zu lassen, wollen wir öko-
logische und städtebaul ich anspre-
chende Akzente setzen. Der Vorrang
für den öffentlichen Personennahver-
kehr muss die Verkehrspolitik in unse-
rer Stadt bestimmen.

Guten Tag !

Die Landtagswahlen sind vorbei,
NRW wird nach wie vor rot-grün
regiert. Wir danken allen, die wie-
der GRÜN gewählt haben; wir la-
gen immerhin über dem Landes-
durchschnitt.
Der Sommer hat schon im Mai be-
gonnen, die großen Ferien stehen
vor der Tür.
Noch einmal wurden alle Kräfte ge-
bündelt, dami t der städtische
Haushalt wie in den letzten Jah-
ren soziale, ökologische und nach-
haltige Aspekte aufweist trotz CDU/
FDP-Mehrheit.
Lesen Sie in dieser Ausgabe un-
ter anderem, was die GRÜNE
Fraktion zu ihren Antragsschwer-
punkten für den Haushalt der Stadt
gemacht hat.

Sie haben sich erfolgreich gewehrt: Die Elterninitiativen brauchen ihre Rücklagen nicht an die Stadt zurückzuzahlen.

Wr stellten Anträge für neue Radwe-
ge, sichere Abstellmöglichkei ten für
Fahrräder und attraktive Wege für Fuß-
gängerInnen, die, nach unserer Mei-
nung, dringend ausgebaut werden
müssen. Nur so können wir erreichen,
dass die CO2-Belastungen sinken und
mehr Menschen vom Auto auf umwelt-
freundliche Verkehrsmittel umsteigen.
Statt Parkgebühren zu senken, wie es
CDU und FDP vorschlugen, wollten wir
diese Gelder für die Verbesserung der
Straßen und Wege nutzen.

Die Regionale 2006 hat zum Ziel die
bergische Region zu vernetzen, u.a. im
Verkehrs- und Umweltbereich. Die Bio-
logische Station Mittlere Wupper ist ein
Paradebeisp ie l für funktionierende
bergische Zusammenarbeit. Die GRÜ-
NE Fraktion hat sich mit Nachdruck für
den Erhal t dieser Einrichtung einge-
setzt, die wichtige Arbeit für den Land-
schaftsschutz und die Dokumentation
der Tier- und Pflanzenwelt leistet.
Das Projekt „Lebensader Wupper“
muss weiter verfolgt werden.

Umweltschutz heißt auch, die Landwirt-
schaft in Wuppertal zu erhalten, statt
Freiflächen im Außenbereich der Stadt
zu bebauen. Wir forderten für die Land-
wirtschaft eine Kontaktstelle, damit öko-
logischer Anbau und die Vermarktung
regionaler Produkte stärker gefördert
werden.
Diese Beispiele für GRÜNE Haushalts-
politik zeigen: wir verfolgen konsequent
den Lokalen Agenda 21-Prozess, mit
den Zielen einer bürgerInnenfreundli-
chen, sozialen und ökologischen Stadt.



Impressum

Mit großer Sorge muss der Kin-
derschutzbund, Ortsverband
Wuppertal, feststellen, dass
Kinderspielplätze immer mehr
der Kritik und der Unduldsam-
keit der Nachba rschaft ausge-
setzt sind. Jüng stes Beispiel  ist
die Anwohnerklage gegen den
Einba u einer Röhrenrutsche am
Spielpla tz Roonstraße.

Der Kinderschutzbund an die Redaktion:
■ Kinderfreundlichkeit in Wuppertal noch nicht selbstverständlich

geschränkt sind.
Naturgemäß geht das Kinderspiel nicht
lautlos ab.
Erfreulicherweise sind die meisten An-
wohnerInnen von Spielplätzen tolerant
und haben keine Probleme, sondern
suchen sogar häufig den Dialog mit den
Kindern.
Unverständlich ist es für den Kinder-
schutzbund, dass einzelne Nachbarn
Erfolg mit ihren Klagen gegen Kinder-
spielplätze und damit gegen die Belan-
ge der Kinder haben, dass hingegen
Sraßenlärm hingenommen werden
muss. Der Kinderschutzbund bittet alle
Anwohner von Kinderspielplätzen um
Verständnis und Toleranz.
Kinderschutzbund, Ortsverband Wup-
pertal

Die Antwort der Redaktion:
Kinder und Lärm – Kinder und Spiel-
plätze, dieses Thema hat in den letzen
Wochen die Gemüter in dieser Stadt
bewegt. Wurde doch deutlich, dass es

mit der Kinderfreundlichkeit in Wupper-
tal nicht zum Besten bestellt ist. Aller-
dings wurde auch deutlich, wie viele
Menschen sich für Kinder einsetzen und
sich für mehr Toleranz aussprechen.
Kinderfreundlichkeit ist noch lange kei-
ne Selbstverständlichkeit in Wuppertal.
Das wurde der Verwaltung schon mehr-
fach bestätigt. Nachdem bereits vor drei
Jahren Vorschläge für alle Verwaltungs-
bereiche erarbeitet wurden, die die In-
teressen von Kindern berücksichtigen
und sie besser schützen, musste die
WZ im März dieses Jahres mit Recht
feststellen: „Kinderfreundlichkeit der
Stadt kommt nicht voran“.
Die neue schwarz – geführte Mehrheit
im Rathaus hatte bereits in den Vorjah-
ren deutlich gemacht, dass ihnen nichts
daran liegt, in unserer Stadt die Situati-
on der Kinder zu verbessern. Immer
wieder sprach sich die CDU gegen Ver-
besserungen, zum Beispiel bei der Ver-
kehrssicherheit, aus. Und das, obwohl
Wuppertal eine traurige Spitzenpositi-

on in Nordrhein-Westfalen einnimmt,
was Unfälle mit Kindern betrifft. Außer-
dem verhinderte die CDU den Bau von
Kinder tageseinrichtungen. Resultat
heute: noch immer fehlen Kindergarten-
plätze und die Situation bei den Hort-
plätzen ist dramatisch schlecht.
Wir appellieren an alle BürgerInnen in
dieser Stadt: machen Sie deutlich, dass
Sie diese Politik nicht mittragen wollen.
Wir bauchen Investitionen in die Kinder-
betreuung. Wir brauchen mehr Sicher-
heit für Kinder in dieser Stadt, wir brau-
chen ansprechende und interessante
Spielplätze, und wir brauchen ein kla-
res Bekenntnis für Kinder von Verwal-
tung und Politik. Die Haushaltsberatun-
gen werden zeigen, ob die schwarze
Mehrheit im Rathaus in die Zukunft und
in Kinder investieren wird. Dann ent-
steht auch ein Klima in unserer Stadt,
in dem Kinder unbeschwert spielen und
aufwachsen können.

Häufig wird ein möglicher Formalfehler
als Aufhänger benutzt, gegen Spielplät-
ze anzugehen. Kinder brauchen zu ei-
ner gesunden Entwicklung Möglichkei-
ten für körperliche Bewegung und Spiel.
Sie brauchen attraktive Spielplätze und
sie brauchen diese auch in attraktiven
Zeiten, nach Schulschluss und unein-
geschränkt am Wochenende und dies
insbesondere im Innenstadtbereich, da
hier die Bewegungsmöglichkeiten ein-

Hohe Zuweisungen
Der Bund der Steuerzahler monierte
kürzlich, dass Wuppertal an der Spitze
liegt, was die Finanzierung der Frakti-
onsgeschäftsstellen betrifft.
Ja, woran kann das nur liegen? Wir er-
innern: Anfang 1999, also lange genug
vor den Kommunalwahlen, genehmig-
ten sich CDU und SPD jeweils 2 zusätz-
liche Stellen für ihre Fraktionen. Kosten-
punkt: ca. 300.000 DM jährlich, die an
anderer Stelle in der Verwaltung einge-
spart werden müssen, Jahr für Jahr.
Angesichts angespannter Finanzen der
Kommunen und deshalb seit Jahren
sinkendem Personalbestand der Ver-
waltung ist das für die GRÜNE Frakti-
on ein unsittlicher Vorgang, den sie nicht
mitmachten. Das Lockangebot, der
GRÜNEN Fraktion auch eine zusätzli-
che Stelle zu geben, wurde natürlich
abgelehnt. Und: die Sache wurde öffent-
lich gemacht, was den großen Fraktio-
nen gar nicht behagte.
Auch bei den diesjährigen Haushalts-
beratungen fehlen der Stadt die Gelder,
die sich SPD und CDU selbst zugewie-
sen haben.

Park-Leid-System
Endgültig beschlossen wurde im Ver-
kehrsausschuss am 16.05.00, dass ca.
2 Millionen DM für die Einrichtung des
Parkleitsystems in Barmen und für die
vermeintliche Verbesserung des Sy-
stems in Elberfeld ausgegeben werden.
Außerdem wurden die Parkgebühren im
Innenstadtbereich auf DM 1,50 herab-
gesetzt.
Welche Logik der konservativen Mehr-
heit hinter diesen Maßnahmen steht,
welche Ziele sie damit verfolgt, bleibt
abzuwarten. Was könnte demnächst
passieren: Viele fahren mit dem Auto in
die Stadt, weil Parken ja jetzt billiger ist.
Das Parkleitsystem weist aber nur die
freien Plätze der “teuren” Parkhäuser
und Tiefgaragen aus. Endlose Such-
fahrten und Frust sind die Folge, unein-
heitliche Preise verwirren. Aber das ist
offensichtlich so gewollt.
Sowohl die Einnahmeverluste, die aus
den reduzierten Parkgebühren entste-
hen, als auch die Kosten für das Park-
leitsystem werden aus öffentlichen Mit-
teln gedeckt. Die BürgerInnen bezah-
len also doppelt! Eine attraktivere Stadt
mit erweiterten Fußgängerbereichen,
Stadtplätzen und besseren Angeboten
gibt es aber noch lange nicht. Wir emp-
fehlen Bus und Bahn, denn bei hohen
Benzinpreisen und Stress bei der Park-
platzsuche ist der öffentliche Nahver-
kehr billiger und bequemer.

Nun haben wir es amtlich: die
Verwaltung  kann absolut kei-
nen einzigen Pla tz in den Cities
von Elberfeld und Barmen fin-
den, auf denen Spielmögl ich-
keiten für Kinder geschaffen
werden können!

Kein Platz für Kinder in Wuppertal
■ Bis auf wenige Ausnahmen keine Spielpunkte in der City

bestätigt sich ständig: in Wuppertal wird
nicht für Kinder und ihre Familien ge-
plant!

Mehr als ein Jahr hat man im Barmer
Rathaus für d iese Erkenntn is ge-
braucht. So lange ist es her, dass auf
Antrag der GRÜNEN Fraktion der Ju-
gendhil feausschuss die Verwaltung
beauftragt hatte, konkrete Umsetzungs-
und Finanzierungsvorschläge für
„Spielstationen“ zu entwickeln. Wunder-
bare Modelle, die in anderen Städten
bereits seit Jahren in den Cities den
Kindern Spaß bereiten und den Einkauf
für Eltern und Kinder zu einem Vergnü-
gen statt Stress machen, wurden vom
Stadtbetrieb Jugend und Freizeit vor-
gestellt. Der Bezirksvertretung Elberfeld
gefielen die phantasievollen Spielgerä-
te so gut, dass sie in ihrer Juni-Sitzung
1999 beschloss, für die
Spielstationen 40.000,– DM bereitzu-
stellen.
Der Wuppertaler Einzelhandel zeigte
zuerst mildes Interesse, aber offensicht-
lich besteht von dieser Seite kein aus-
geprägter Wille, die Innenstädte für El-
tern und Kinder attraktiver zu gestalten.
Auch im von der Verwaltung vorgeleg-
ten Einzelhandelskonzept finden sich
alle möglichen Vorschläge, die Einkäu-
ferInnen nach Wuppertal zu locken.
Kein einziges Wort verlieren die Plane-
rInnen aus dem Rathaus allerdings dar-
über, was denn für K inder  gemacht
werden könnte. Ein Armutszeugnis – es

Die GRÜNE Fraktion wird allerd ings
nicht locker lassen. Wir werden Anträ-
ge stellen, wo in Barmen und Elberfeld

Spielstationen für Kinder gebaut wer-
den könnten. Wer Vorschläge hat, kann
uns schreiben.

Beliebte Schildkröten auf dem Werth: GRÜNE wollen mehr Spielpunkte für Kinder in den Cities schaffen

Die diesjä hrigen Haushaltsbe-
ratungen werden von der
GRÜNEN Fraktion so schnell
nicht vergessen werden.
Das Unheil  nahm seinen La uf.

Ein schwarzer Tag für Wuppertal
■ Verabschiedung des städtischen Haushaltes

den die Anträge der Fraktion Bündnis
90/Die GRÜNEN zur Förderung der
Frauenkultur ebenso abgelehnt wie die
Projektförderung für ein Besuchspro-
gramm für ehemalige Zwangsarbeite-
rInnen.
Die Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN
findet es schon bedenklich, dass eine
liberale Partei – so nennt sich die FDP
nach der Papierform noch – und dies
wird auch von deren Spitzenpolitikern
immer wieder betont, Sperrvermerke
auch im Bereich der freien Jugendkul-
tur mitträgt. Beispiel: Der Beschluss des
Jugendhilfeausschusses zur Förderung
des nicht nur lokal, sondern auch bun-
desweit geachteten Medienprojekts
wird im Rat schlicht überstimmt, und die
Sperrvermerke wieder eingesetzt.
Damit wird jetzt die „Gedankenpolizei“
frei nach Orwells 1984 in das Medien-
projekt eingeführt: Produziert werden

darf nur noch das, was den Gedanken-
polizisten von CDU / FDP gefällt. Auch
dieses zeigt, dass von Liberalität in der
F.D.P. Möllemanns nicht mehr viel üb-
riggeblieben ist. Verschärfend kommt
hinzu, dass alle Projekte zur Integrati-
on von ausländischen Jugendlichen
auch mit einem Sperrvermerk versehen
wurden – und das mitgetragen von ei-
ner Partei, die ehemalige Ausländerbe-
auftragte in ihren Reihen hat!
Des weiteren wird es nur beschränkte
Veranstaltungen für die offene Altenhil-
fe geben. Programmpunkte wie ge-
meinsame Weihnachtsfeier, Senioren
im Internet, Gymnastik und andere Kur-
se dürften nach den Beschlüssen der
konservativen Mehrheit der Vergangen-
heit angehören. Gleiches gilt für den
Seniorenkarneval: Für die Kürzungen in
diesem Bereich trägt Prinz Bernhard,
mit bürgerlichem Namen Bernhard Si-

mon, Fraktionsvorsitzender der CDU,
persönlich die Verantwortung.
Pikant sind auch die Kürzungen der
CDU/ FDP im Bereich der Verwaltung
der Sozialhilfe. Der dezentralen Aufga-
benwahrnehmung mit mehr KundInnen-
nähe stimmte die CDU in der Vergan-
genheit noch zu, aber bei 22 Standor-
ten des Jugendamtes und der sozialen
Dienste bedeutet das, dass in Zukunft
nicht alle Standorte eine aktuelle Fas-
sung der gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen mehr vorliegen haben.
Die GRÜNE Ratsfraktion wird mit Ar-
gusaugen darüber wachen, wie sich die
Auswirkung dieser Beschlüsse der kon-
servativen Mehrheit von CDU/FDP  im
Alltag darstellt, wir werden immer wie-
der Missstände thematisieren, Fehler
aufzeigen und öffentlich die Probleme
darstellen.

Von der  Haushal tsmehrheit wurden
sämtliche Begleitmaßnahmen zur För-
derung des ÖPNV im Haushalt auf DM
„Null“ gesetzt. In diesem Etatansatz
werden unter anderem das Beschleu-
nigungsprogramm für den Busverkehr
verwaltet. Von einem partnerschaftli-
chen Miteinander in der Verkehrspolitik
bleibt da nichts mehr übrig. Auch der
Feuerwehr topf für Schulen, den die
GRÜNE Fraktion gefordert hatte, wur-
de von CDU/FDP abgelehnt, genau so
wie der Einstieg in den Betreuungsbe-
reich an den Realschulen. In der Pro-
jektförderung des Kulturreferates wur-



Nach 10 Jahren erfolgreicher
Landtagsarbeit in NRW – 1990/
95 in der Opposition und 1995/
2000 in einer rot-grünen Re-
gierung skoalition – gingen die
nordrhein-westfälischen GRÜ-
NEN in die Landtag swahlen für
eine soziale und ökolog ische
Reformpo litik.

GRÜNEN Landes- und Bundespromi-
nenz auseinanderzusetzen. Michael
Vesper informierte über aktuelle GRÜ-
NE Bildungspolitik, Bärbel Höhn über
Umwelt- und Landwirtschaftspolitik,
Kerstin Müller über Migrationspolitik und
Bundesumweltminister Jürgen Trittin
über den Atomausstieg.
Das Wahlergebnis vom 14. Mai konn-
ten wir mit einem weinenden und einem
lachenden Auge quittieren. Ein weinen-
des Auge für die Verluste, die wir ins-
gesamt auf der Landesebene – und
auch in Wuppertal – hinnehmen mus-
sten. Wir haben rund ein Drittel unse-
rer Wählerinnen und Wähler im Ver-
gleich zur Landtagswahl 1995 verloren.
Ein lachendes Auge aber für den leich-
ten Aufwärtstrend, den wir nach unse-

ren erheblichen Verlusten bei den Kom-
munalwahlen im September 1999 nun
wieder verzeichnen konnten. Mit 8,41
% für Bündnis 90/Die GRÜNEN in Wup-
pertal liegen wir mit unserem Ergebnis
über dem Landesdurchschnitt.  Auch
gehören wir mit unseren Ergebnissen
– im Vergleich der Wahlergebnisse für
GRÜNE in allen 151 Wahlkreisen in
NRW – zu den 20 Wahlkreisen mit den
geringsten Verlusten. Mit dem Ergeb-
nis im Wahlkreis 35 (Elberfeld und Cro-
nenberg) liegen wir an 16. Stelle lan-
desweit.
Das Wuppertaler Landtagswahlergeb-
nis kann uns natürlich nicht zufrieden
stellen. Wir werden in den nächsten
Jahren unsere Kraft vor allem darauf
konzentrieren, unsere kommunalpoliti-

sche Arbeit zu konsolidieren, GRÜNES
Profil noch deutlicher herauszuarbeiten
und wieder an Glaubwürdigkeit zuzule-
gen.
Aus Wuppertaler Sicht hervorzuheben
wäre noch das ausgesprochen schlech-
te Ergebnis der CDU. Hier lagen die
Verluste deutlich höher als im Landes-
durchschnitt. Der Höhenflug nach dem
Sieg bei den letzten Kommunalwahlen
dürfte mit dieser Bodenlandung wohl
vorerst beendet sein.
Offenbar waren die ersten Monate der
von der CDU geführten schwarzgelben
Koalition für die Wuppertaler Bürgerin-
nen und Bürger nicht überzeugend. Auf
der Landesebene wollen sie diese Po-
litik offenbar nicht verankert wissen.
In Düsseldorf fanden Verhandlungen

Kommentar: Die NRW Landtagswahl 2000
■ von Christiane Bainski, Kreisvorstandssprecherin Bündnis 90/DIE GRÜNEN, Wuppertal

zwischen der SPD und Bündnis 90/DIE
GRÜNEN über eine erneute Regie-
rungskoalition statt.
Auf dem Landesparteitag fand sich eine
denkbar knappe Mehrheit (57%) für die
Fortsetzung der Rot/GRÜNEN Koaliti-
on in Nordrhein-Westfalen.
Aus dem aktuellen Wahlergebnis ergibt
sich für GRÜNE Landespolitik in den
nächsten Jahren: Einigungsprozesse in
der Regierungsarbeit müssen transpa-
rent und nachvollziehbar gemacht wer-
den. Unverzichtbar bleibt, die GRÜNE
Handschrift deutlich herauszuarbeiten
und zu vermitteln und damit GRÜNE
Grundanliegen weiterhin gesellschaft-
lich zu verankern.

Die Wuppertaler GRÜNEN haben einen
engagierten Landtagswahlkampf ge-
führt. Neben zahlreichen Aktionen und
Informationsveranstaltungen haben wir
unseren Wählerinnen und Wählern viele
Gelegenhei ten geboten, sich mit der

In den letzten Wochen häufen
sich die Meldungen na ch einer
schärferen Kontrolle der so ge-
nannten Gefahrenpunkte un-
serer Stadt. Das neue Zauber-
wort heißt Videoüberwachung.
Der kritische Blick:

Tunnel – alle vierzehn Tage rausfliegen?
Sind es die Bürgerinnen und Bürger die
diese Entscheidung fällen, oder aber
werden die Mitglieder der Jungen Uni-
on bei der täglichen Betrachtung der
gedrehten Videos dies tun? Die Verant-
wortlichen der Stadt Wuppertal haben
in den letzten Jahren des vergangenen
Jahrhunderts eine wichtige politische
Entscheidung gefällt. In Zusammenar-
beit mit vielen Wuppertaler Initiativen,
Verbänden, Polizei, Parteien und der
Stadtverwaltung wurde für unsere Stadt
das „Wuppertaler Modell“  entwickelt.
Dieses Modell basiert auf einer „sozia-
len Ordnungspartnerschaft“ (so Herr
Reiter von der Diakonie Elberfeld). Das
Modell Wuppertal hat sich bewährt und
gilt auch in anderen Städten NRW´s als
vorbildlich. Wuppertaler Bürgerinnen
und Bürger haben es nicht verdient, in
Big Brother Manier überwacht zu wer-
den. Es muss möglich sein, sich unbe-
obachtet auch einmal in der Nase zu

Gastkommentar:
Big Brother am Döppersberg?
■ von Jürgen Heimchen, Elterninitiative für akzeptierte Drogen-
arbeit und humane Drogenpolitik Wuppertal

bohren. Auch die Vorstellung, irgendwer
macht sich bei der Betrachtung der Vi-
deos über unbescholtene BürgerInnen
lustig, nur weil sich diese gegebenen-
falls – da unbeobachtet – nicht normen-
gerecht verhalten, macht mir Angst und
Bange. Das Argument, man wolle uns
Bürger vor Kriminellen schützen, wird
auch durch ständiges Wiederholen nicht
besser.
Im Übrigen kommt es am Döppersberg
laut Aussagen der Polizei nur sehr sel-
ten zu kriminellen Taten oder gar Über-
griffen zu Lasten der Bürgerinnen und
Bürger.
Selbst in den Reihen der Wuppertaler
Polizei stößt die Videoüberwachung auf
Ablehnung.
Meine Nominierung steht fest:
Die Befürworter einer Videoüberwa-
chung für Wuppertal müssen das ge-
meinsame Haus einer sozialen Partner-
schaft verlassen!

Einige Politiker in unserer Stadt, aber
auch auf der Landesebene, scheinen
die totale Überwachung à la RTL 2 –
Big Brother für eine tolle Möglichkeit zu
halten, ihre BürgerInnen in den Griff zu
bekommen.
Der Döppersberg mit seinem Bahnhofs-
tunnel soll nach Wünschen der Jungen
Union das Big Brother-Haus unserer
Stadt werden.
Mir stellt sich nun die Frage, wer nomi-
niert wann und welche Personen, die
aus dem Wuppertaler Haus – sprich:

Nachdem zu Anfang des Jah-
res einige personel le Verände-
rungen in der Fraktion statt-
fanden, will  die Redaktion den
WuppertalerInnen die Stadt-
verordneten der Fraktion
Bündnis 90/DIE GRÜNEN und
ihre po litischen Schwerpunkte
vorstellen.
Als Fraktionssprecherin wurde
Anja Liebert gewählt, Frak-
tionssprecher wurde Peter Vor-
steher im März 2000.

Die neue Fraktion:

Anja Liebert
engagiert sich vor allem in zwei Berei-
chen, die mit dem Konzept der Nach-
haltigkeit verbunden sind: die Lokale
Agenda 21, Umweltpolitik und die Nah-
verkehrspolitik sind die Bereiche, in der
sie GRÜNE Interessen vor allem ver-
tritt.

Peter Vorsteher
hat sich der Sozial- und Gesundheits-
po li tik verschr ieben. E in wei terer
Schwerpunkt ist die Sportpolitik, dar-
über hinaus vertritt er GRÜNE Interes-
sen in der BV Cronenberg.

Ursel Simon
ist zuständig für die Schulpolitik, in der
sie seit Jahren GRÜNE Akzente setzt.
Als neues Themenfeld bearbeitet sie
fachkundig die Frauenpolitik in Wupper-
tal; sie ist Vorsitzende des Frauenaus-
schusses und vertritt GRÜNE Interes-
sen in der BV Vohwinkel.

Peter Menke
arbeitet vor allem im Bereich der Stadt-
entwicklungspolitik, in dem er alles dar-
an setzen wird, dass die Belange von
Behinderten im Tal schon bei den Pla-
nungen berücksichtigt werden.

In einer Aktion vor Ort haben
VertreterInnen der GRÜNEN
Ratsfraktion und der Bezirks-
vertretung Elberfeld ein Kon-
zept für die Umgestaltung des
Neumarktes vorgestellt. Die
Flugblätter mit einer Skizze
und einigen Vorschlägen wur-
den von den Menschen mit
großem Interesse angeno m-
men.

Neumarkt schlagen wir folgende Ver-
änderungen vor:
- Der MIV (Motorisierte Individu-
al-Ver kehr) auf dem Wall wird
vom Kauf hof auf die östli-
che Seite des Neu markts
verlegt. Er mündet östlich des
Brunnens in die Neumarktstraße.
- Die Neumarktstraße wird Fuß-
gän gerzone von der Fried-
richstraße bis zur Einfahrt ins
Kaufhof-Parkhaus.
- Die Einfahrt ins Parkhaus er-
folgt wie während der lau-
fenden Bauarbeiten über den
Kasinokreisel.
- Der Taxistand wird auf die öst-
liche Seite des Neumarkts an
den neuen Wall verlegt.
- Der Bereich entlang des Kauf-
hofs wird Fußgängerzone.
- Der Neumarkt wird durch Bän-
ke als Platz zum Verweilen
aufgewertet.
- Der in der Planung stehende
Turm der Ellipse (jetzt noch
Hertie) steht gegenüber vom
Brunnen, direkt an der Neu-
marktstraße.
Vorteile dieser Lösung:
- Rund um Kaufhof und Rath-
ausga lerie entsteht eine at-
traktive Fußgän gerzone.
- Das Verwaltungshaus erhält
einen Eingang ohne Autover-
kehr.
- Die Neumarktstraße wird von
unnö tigem Verkehr entlastet.

Neue Ideen für
den Neumarkt
■  GRÜNE diskutieren vor Ort

In Gesprächen wurde klar, dass für vie-
le BürgerInnen ein Platz mit hoher Auf-
enthaltsqualität, mit Spielmöglichkeiten
für Kinder, Bänken und gastronomi-
schen Angeboten das Ideal wäre. Au-
ßerdem wurde oft gefordert, die Über-
querung der Neumarktstraße in Rich-
tung Willy-Brandt-Platz möglichst so zu
gestalten, dass keine Rücksicht auf
Autos genommen werden muss. Eini-
ge WuppertalerInnen schlossen sich
der Forderung der GRÜNEN an, die
Neumarktstraße in diesem Abschnitt für
Autos zu sperren, um einen attraktiven
Platz zwischen Brunnen, Verwaltungs-
haus und Willy-Brandt-Platz zu schaf-
fen. Für die GRÜNEN vor Ort war die-
se Aktion ein voller Erfolg, denn die zahl-
reichen Gespräche haben gezeigt, wel-
ches Interesse bei den Menschen be-
steht, wenn sie konkrete Vorschläge
direkt mit den PolitikerInnen diskutieren
können.
Zur Verbesserung der Situation am

von links nach rechts: Peter Vorsteher, Peter Menke, Anja Liebert, Ursel Simon

GRÜNE Pläne verwandeln den Neumarkt in einen attraktiven Platz
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Seit dem 02.05.00 gibt es an
der Uni wieder eine GRÜNE Al-
ternative. Die GRÜNE Hoch-
schul-Gruppe „Castaways
2000“ sagt den etabl ierten Li-
sten den pol itischen Kampf an.

GRÜNE Welle an der Bergischen Universität
■ Die GRÜNE Hochschulgruppe „Castaways 2000“ will frischen Wind auf dem Grifflenberg entfachen

beratung und Marktforschung.
Weitere Mitg lieder  der „Castaways
2000“ sind: Sven Schmidt (Jahrgang
75). Er komponiert Songs und schaltet
gerne beim Laufen ab. Seine berufliche
Zukunft sieht er als Dozent oder als
Markt- und Meinungsforscher.
Igor Bojic (Jahrgang 78). Er ist Jazz-
Komponist und entspannt beim Medi-
tieren sowie beim Joga. Die Entwick-
lungshilfe in asiatischen Ländern liegt
ihm am Herzen.
Thomas Bratz (Jahrgang 75). Er inter-
essiert sich für außergewöhnliche Welt-
anschauungen und widmet sich der
Musik sowie dem Schachspiel. Seine
Hauptinteressen sind die Makrosozio-
logie und die Marktforschung.
Wir wollen für neuen Wind in den Fach-
schaften sowie dem StudentInnen-Par-
lament sorgen und den AStA durch
GRÜNE Denkanstöße wachrütteln. Die
GRÜNE Hochschul-Gruppe möchte
den Dialog zwischen Universität und
Gesellschaft verstärken und Diskussio-
nen zu Brennpunkt-Themen veranstal-
ten.
Die „Castaways 2000“ freuen sich auf
die weitere Zusammenarbeit mit dem
Künstler Thorsten Gunst (23 Jahre). Der
Zeichner der berüchtigten MAMBA-Pla-
kate wird eine gestalterische Ausbildung

am Berufskolleg am Kothen absolvie-
ren und seine Fähigkeiten während ei-
nes Studiums im künstlerisch-gestalte-
rischen Bereich erweitern. Darüber hin-
aus ist er Mitglied der Band „The butt-
walk devils“.

Die GRÜNE Hochschulgruppe schickt
Igor Bojic und Thomas Bratz als Dele-
gierte für die Fachschaft (FB I) ins Ren-
nen. Für das StudentInnen-Parlament
stehen Sven Schmidt und Igor Bojic auf
der Liste. Die Wahlen finden im Juni

Der Name stammt von dem sozialpsy-
chologischen Robinson-Experiment,
dass seit 1.1.2000 auf der Insel Taran-
say (Hybriden) durchgeführt wird.
Wir sind zur Zeit noch alle aus dem
Fachbereich I (Sozialwissenschaften).
Unsere Sprecherin Svenja Maier (Jahr-
gang 79) schreibt Kurzgeschichten und
macht empirische Experimente im La-
bor „Küche“. Ihre berufliche Zukunft
sieht sie in der Meinungsforschung.
Henning Hanke (Jahrgang 79) ist 2.
Sprecher und passionierter Drummer.
Er möchte sich im Hauptstudium der
Organisationssoziologie widmen. Unse-
re Kassiererin Natascha Kruusi (Jahr-
gang 77) reist leidenschaftlich gerne
(vor allem in die Toskana). Ihr berufli-
ches Ziel ist die Marktforschung. Rich-
hard Weklak (Jahrgang 76) managed
die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. Er
ist eine Leseratte und aktiver In-Liner.
Seine Berufsfelder sind Organisations-

statt. Wir freuen uns über jede Studen-
tin und jeden Studenten, der mit uns die
GRÜNE Idee an unserer Hochschule
vorantreibt!
Unsere E-Mai l Adresse lautet:
ghgw@gmx.de

5. Aktionstag „Ohne Auto in die
Stadt“
Die GRÜNEN wollten im Rat durchset-
zen, dass sich Wuppertal am Europäi-
schen Aktionstag “In die Stadt – ohne
mein Auto!” am 22.09.00 beteiligt. Vie-
le Städte haben die Aktion schon im letz-
ten Jahr erfolgreich durchgeführt. Wup-
pertal könnte damit einen Beitrag zum
Klimaschutz leisten und die  Lokale
Agenda 21 voran bringen. In der Rats-
sitzung stellte die CDU den Antrag, an
dem Aktionstag nicht teilzunehmen.
Auch dieses Thema wurde in den Um-
weltausschuss überwiesen.

4. Gleiches Recht auf Informati-
on
Die GRÜNE Fraktion ist in einigen Gre-
mien der Stadt nicht vertreten und er-
hält keinerlei Information über die dort
stattfindenden Diskussionen und Be-
schlüsse, sofern sie nicht abschließend
im Rat behandelt werden.
Diesem Missstand ist die Fraktion mit
dem Antrag begegnet, dass jeder Grup-

litik gegen die GRÜNEN Fraktion geht
also weiter – auch mit Beteiligung der
SPD, die sich an diesen Punkten nur
zu einer Enthaltung durchringen konn-
te.

5. Kinderfreundlichkeit in Wup-
pertal
Die GRÜNEN wollen Kinderfreundlich-
keit in allen Bereichen der Stadtverwal-
tung verankern und stellten einen ent-
sprechenden Ratsantrag. Der Rat
stimmte in einstimmigem Beschluss
dafür. Auch dies ein Erfolg der GRÜ-
NEN Fraktion.

6. Fraueninteressen in der Re-
giona le 2006 berücksichtigen
Ein großes stadtentwicklungspolitisches
Projekt der nächsten Jahre ist die Re-
gionale 2006. Die GRÜNE Fraktion be-
antragte im Rat, dass in der Planung
frauenpolitische Interessen berücksich-
tigt werden müssen. Auch diesem An-
trag folgte der Rat der Stadt einstimmig.

Ratschronik 10.4.2000
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Wenn Du „DIESE GRÜNEN!“
regelmäßig lesen möchtest,

Coupon ausfüllen und an die
Grüne Ratsfraktion, Rathaus,

42269 Wuppertal schicken.

ABO
Kaffeemaschine selber kaufen

geschenkt

pe oder Fraktion Infor-
mationen aus allen
Gremien automatisch
zugestellt werden. Der
Rat ist dem GRÜNEN
Antrag gefolgt. Da-
durch wird der Infor-
mationsfluss inner-
halb des Rathauses
auch für kleinere Frak-
tionen und Gruppen
ermöglicht. Ganz klar
ein GRÜNER Erfolg.
Weniger erfo lgreich
war der Antrag auf Än-
derung der Satzung
des Seniorenbei rats
(notwendig, um die
GRÜNEN wenigstens
beratend zu betei li-
gen): er wurde mehr-
he itl ich abgelehnt.
Auch der Antrag auf
Teilnahme der GRÜ-
NEN an der Ad-hoc-
Kommission Barmen
wurde mehrheitl ich
abgelehnt, obwohl
(oder gerade weil?!)
dort die Umgestaltung
der Barmer City, also
ein wichtiges Pla-
nungs- und Stadtent-
wicklungsvorhaben,
vorbereitet wird. Ge-
nau so wurde bei der
Besetzung des Steue-
rungsgremiums Döp-
persberg verfahren.
Die Ausgrenzungspo-

1. Peter Menke wird Stadtver-
ordneter

Für den ausgeschiedenen Horst West-
meier rückt Peter Menke in den Rat ein.
Sein vorrangiges Ziel ist es, die Stadt
fit für Behinderte zu machen. Ein wei-
terer Schwerpunkt seiner politischen
Arbeit ist die Stadtentwicklung. Ein No-
vum in der Ratssitzung: OB Dr. Kremen-
dahl bemühte sich zu Peter Menke, um
ihn per Handschlag zu verpflichten.
Es gab einige Aufregung im Vorfeld der
Ratssitzung, da Peter der erste gehbe-
hinderte Stadtverordnete in Wuppertal
ist. Bislang gab es keinen behinderten-
gerechten Zugang zum Ratssaal. Im
Vorfeld mussten die Gänge ausgemes-
sen werden; nur knapp kann ein Roll-
stuhl hindurchgelangen. Es musste eine
Rampe organisiert werden, um den Zu-
gang zum Ratssaal zu ermöglichen.
Diese Vorbereitungen haben nicht nur
unserem Stadtverordneten den freien
Weg zu seinem Ratssitz ermöglicht,
sondern auch vielen VertreterInnen der
Behindertenverbände, die diese histo-
rische Stunden nicht versäumen woll-
ten.

2. Haushaltsrede

Alle Fraktionen im Rat hie lten ihre
Grundsatzreden zum städtischen Haus-
halt, die Fraktionssprecherin der GRÜ-
NEN stellte die Inhalte und Eckpunkte
unserer Fraktion dar. Näheres ist im
Artike l zum städtischen Haushalt nach-
zulesen.
Interessant waren die Ausführungen der
FDP, die als ihren Beitrag zur Konsoli-
dierung des städtischen Haushaltes in
erster Linie die Privatisierung öffentlich
gewährleisteter Aufgabenbere iche
sieht. Die GRÜNE Fraktion wird diesem
angedrohten Ausverkauf städtischer
Politikfelder engagiert entgegentreten.

3. Landwirtschaft ohne Gentech-
nik

Mit diesem Antrag schloss sich die
GRÜNE Fraktion einer bundesweiten
Kampagne des BUND an, in der mög-
lichst viele Kommunen sich klar gegen
die Verwendung von gentechnisch ver-
änderten Organismen oder daraus her-
gestellten Produkten auf kommunalen
Flächen aussprechen (siehe auch DIE-
SE GRÜNEN, Ausgabe Nr. 41). Wie bei
vielen Anträgen üblich, vergab der Rat
sich die Chance der Zustimmung, in-
dem er den Antrag der GRÜNEN Frak-
tion in den Umweltausschuss zur Bera-
tung überwies.


